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DerHerbst ist fürKrankenkassen
in der Schweiz der ideale Zeit-
punkt, um neue Versicherte an-
zuwerben. Denn der Bund infor-
miert jeweils Ende September
über die Höhe der Krankenkas-
senprämien fürs nächste Jahr.Am
nächstenDienstag ist eswiederso
weit,dannwirdElisabethBaume-
Schneider vor die Medien treten.

Besonders interessant sind
für die Krankenkassen Zusatz-
versicherte. Dennmit ihnen dür-
fen sie Gewinne machen. Ins
Auge sticht dieses Jahr ein An-
gebot von Sanitas, bei dem die
Kasse denVersicherten die «vol-
le Deckung auch mit Vorerkran-
kung» verspricht.

Bisher erhieltmandie Zusatz-
versicherungbei einerVorerkran-
kung nur mit einem Leistungs-
vorbehalt fürbestehende Leiden.
Sanitas offeriert nunHalbprivat-
und Privatversicherungen, die
auch Leistungen bei bestehen-
den Leiden garantieren. Voraus-

setzungdafür ist, dass solcheVer-
sicherte einen individuell festge-
legten Prämienzuschlag zahlen.

ZumBeispiel Nierensteine
Wie hoch diese zusätzliche Prä-
mie ausfällt, lässt sich nicht ge-
nerell sagen. Laut Sanitas muss
ein 50-jährigerMann,derNieren-
steine hatte,mit einerZusatzprä-
mie von 10 bis 20 Prozent rech-
nen.Laut demOnlinerechnervon
Sanitas beträgt die Monatsprä-
mie füreine Spitalzusatzversiche-
rung Privat in Zürich 142 Fran-
ken (ohne Unfalldeckung). Der
50-Jährige muss also wegen der
Vorerkrankung der Nieren 14 bis
28 Franken pro Monat mehr be-
zahlen als ein Gesunder gleichen
Alters. InBasel beträgt die regulä-
reMonatsprämie 113 und in Bern
79 Franken, entsprechend fällt
der Zuschlag etwas geringer aus.

DenPrämienzuschlagbegrün-
det Sanitas damit, dass nach dem
erstmaligen Auftreten von Nie-

rensteinen die Wahrscheinlich-
keit hoch sei, wieder solche zu
bekommen. Dennoch handelt es
sich bei Nierensteinen in der Re-
gel um ein relativ überschauba-
res Krankheitsrisiko.Wie sieht es
aus,wenn jemandanDiabetes lei-
det,eineHerzerkrankunghatoder
eineKrebstherapiehintersichhat?

Für diese Fälle macht Sanitas
keine Prämienangaben. JedeRisi-
koprüfung erfolge sehr individu-
alisiert undhängevon einerViel-
zahl von Faktoren ab,die überdie
blosse Diagnose hinausgingen,
sagt Sprecherin Katja Birrer. Bei
Krebs spielten die Art, das Stadi-
um bei der Diagnose und erfolg-
te Therapien eine Rolle.

Bei Diabetes oder Herzklap-
peninsuffizienz hänge die Be-
urteilung stark von der Art der
Erkrankung, von allfälligen Be-
gleiterkrankungen oder Kom-
plikationen sowie der Behand-
lungsgeschichte ab. Grundsätz-
lich wolle Sanitas Personen mit

Vorerkrankungen eine Zusatz-
versicherung ermöglichen, sofern
dies verantwortbar sei.

Gewinne werden angestrebt
Felix Schneuwly, Krankenversi-
cherungsexperte bei Comparis,
geht davon aus, dass bei schwe-
ren Vorerkrankungen die Prä-
mien so hoch ausfallen, dassVer-
sicherte diese meistens entwe-
der nicht bezahlen können oder
wollen. DerAufschlag von bis zu
20 Prozent bei Nierensteinen er-
scheine ihm schon relativ hoch.

Klar sei, dass im Zusatzversi-
cherungsbereich eineKasse nicht
drauflegenwolle, sondernGewin-
ne anstrebe.Dawegen derhohen
PrämienderAnteil anHalbprivat-
oderPrivatversicherten stetig zu-
rückgehe, versuche Sanitas wohl
ein neues Kundensegment zu er-
schliessen, vermutet Schneuwly.
Bislang seien Versicherte davon
ausgegangen, dass sie mit einer
Vorerkrankung keine Chance auf

eineDeckunghätten. Insofern sei
das neue Angebot zu begrüssen.

Eine sinnvolle Alternative zu
Prämienaufschlägen für Vorer-
krankungenwären nachAnsicht
von Schneuwly Zusatzversiche-
rungen, bei denen sich beispiels-
weise Diabetespatienten zu Be-
gleitprogrammen verpflichten,
welche die Risiken von Folge-
schädenwieAmputationen sen-
ken und damit die Behandlungs-
kosten reduzieren.

Wer eine Zusatzversicherung
abschliessenwill,muss einenFra-
gebogenderVersicherung ausfül-
len. Dabei wird nach bestehen-
denErkrankungen sowie denBe-
handlungenderzurückliegenden
fünf Jahre gefragt. Wer unvoll-
ständige Angaben macht, muss
damit rechnen, dass die Versi-
cherung für die nicht deklarier-
te Krankheit keine Kosten über-
nimmt oder den Vertrag auflöst.

Markus Brotschi

Krankenkasse lanciert Zusatzversicherung bei Vorerkrankung
Premiere Beim Sanitas-Angebot beträgt der Prämienzuschlag schon bei kleineren Beschwerden bis 20 Prozent.

Claudia Blumer

Im Strafgesetzbuch gibt es eine
lange Listemit Delikten, die zum
Landesverweis führen:Mord und
Totschlag, aber auch Taten wie
vorsätzliche Trinkwasser-Ver-
unreinigung oder schwere Ver-
letzung der Genfer Konventio-
nen von 1949. Ausländerinnen
und Ausländer, die wegen einer
sogenannten Katalog-Tat ver-
urteilt werden, müssen zwin-
gend für 5 bis 15 Jahre des Lan-
des verwiesenwerden. Daneben
gibt es noch die nicht obligatori-
sche Landesverweisung fürwei-
tere Delikte.

Die Zahl der Landesverwei-
se hat stark zugenommen. 2017
betraf sie 1102 Personen, im Jahr
2024waren es schon 2130.Grund
für die Strafbestimmung, die
2016 in Kraft trat, war die Aus-
schaffungsinitiative, die dasVolk
2010 angenommen hat.

Pascal Schmid: «Strafjustiz
ist chronisch überlastet»
Nun will die SVP das Verfah-
ren vereinfachen. Die Strafjus-
tiz sei «chronisch überlastet»,
sagt der Thurgauer SVP-Natio-
nalrat Pascal Schmid, der früher
selber Richter war, die Landes-
verweise seien einer der Haupt-
gründe dafür. Die Zahl der Ver-
fahren sei wesentlich höher als
die in der Statistik ausgewiese-
ne – «in 42 Prozent derFällewird
dieMassnahmewegen exzessiver
Anwendung derHärtefallklausel
nicht angeordnet».

Schmid will deshalb, dass
auch Staatsanwälte per Strafbe-
fehl Landesverweise aussprechen
können.Heutemüssen diese Fäl-
le zwingend von einem Gericht
beurteiltwerden.Das verursacht
längere und aufwendigere Ver-
fahren. So zählt beispielsweise
der Kanton Graubünden jährlich
35 bis 40 Fälle mit einer obliga-
torischen Landesverweisung.Da-
vonwerden laut Bündner Staats-
anwaltschaft 5 bis 12 Fälle nur
deshalb ans Gericht überwie-
sen, weil die Landesverweisung
das verlangt.

SchmidsVorschlagkommtnächs-
te Woche in abgespeckter Form
und als Motion der nationalrät-
lichen Rechtskommission in den
Nationalrat. Anders als Schmid
ursprünglich wollte, sollen Lan-
desverweise per Strafbefehl nur
beiAusländern ohneAufenthalts-
recht möglich sein. Die Rechts-
vertretung bliebe gewährleistet,
bei Einsprache innert zehnTagen
ginge der Fall ans Gericht.

Was gegen Landesverweis
per Strafbefehl spricht
Linke Parteien und Asylrechts-
organisationen haben rechts-

staatliche Bedenken. «Bei der
Umsetzung der Ausschaffungs-
initiative hat derGesetzgeber be-
wusst darauf verzichtet, Landes-
verweise per Strafbefehl zu er-
möglichen – aus gutem Grund»,
sagt die grüneNationalrätinMe-
ret Schneider. Mit Blick auf die
Menschenrechtskonvention sei
dies den Strafgerichten übertra-
gen worden. Natürlich seien die
Schnellverfahren ohne Gerichts-
entscheid effizient und ressour-
censchonend, sagt Schneider.
«Aber der Rechtsstaat ist keine
Produktionsstätte. Schneller, bil-
liger, besser– das gilt hiernicht.»

Auch die Beobachtungsstelle für
Asyl- undAusländerrecht spricht
sich dezidiert dagegen aus. Rund
90 Prozent der Strafverfahren
würden per Strafbefehl abgewi-
ckelt, was an sich schon rechts-
staatlich fragwürdig sei, sagt
Lars Scheppach von der Beob-
achtungsstelle. Er hat seine Mas-
terarbeit zurFrageverfasst,obdas
StrafbefehlsverfahrenEMRK-kon-
form sei. Die Antwort lautet kurz
zusammengefasst: «nurbedingt».

Allerdings: Die Kommissions-
Motion zielt nur auf Ausländer
ab, die das Aufenthaltsrecht in
der Schweiz nicht besitzen. «Ih-

nen nimmt man mit dem Lan-
desverweis kein Rechtweg», sagt
Schmid. Scheppach sieht es an-
ders: «Betroffene haben faktisch
keine Möglichkeit mehr auf eine
Regularisierung, selbst,wenndie
Landesverweisung aus rechtli-
chen oder praktischen Gründen
nicht vollzogen werden kann.»
Asylsuchenden drohe der Aus-
schluss aus dem Verfahren oder
die Erlöschung des Asyls.

Migrationsämter
könnten Strafjustiz entlasten
EinweitererVorstoss von Pascal
Schmid erhält mehr Zuspruch:

Er will den Bundesrat mit einer
Prüfung beauftragen, ob Landes-
verweisewieder denMigrations-
ämtern übertragen werden sol-
len, die bis 2016 dafür zuständig
waren.Der Bundesrat befürwor-
tet das Postulat, und auch Lars
Scheppach von der Asylrechts-
Beobachtungsstelle hält einen
Systemwechsel für «allenfalls
sinnvoll». Die Strafjustiz würde
entlastet, und die Kompetenzen
wären klarer geregelt.

Nationalrätinnen von SP und
Grünen bekämpfen das Postu-
lat.AmMittwoch entscheidet der
Nationalrat.

Ausschaffung ohne Gerichtsurteil?
Strafgesetzbuch Die Zahl der Landesverweise hat sich in acht Jahren verdoppelt. Nun soll die Strafjustiz
entlastet werden. Zwei Vorstösse der SVP sind nächste Woche im Nationalrat – mit guten Chancen.

Die Landesverweise haben sich in acht Jahren fast verdoppelt: Das Ausschaffungsgefängnis in Kloten. Foto: Michael Trost

Sparmassnahme Die Swiss Satel
lite Radios, besserbekannt als die
Musiksender Radio Swiss Pop,
Swiss Classic und Swiss Jazz, ste-
hen bald zum Verkauf, wie Per-
sönlich.com berichtet. Bis Ende
September könnenGebote abge-
gebenwerden.DerEntscheid, die
drei Radiosender auf den Markt
zu bringen, sei Teil einer finan-
ziellenTransformationsstrategie.
«Enavant SRG SSR» soll bis 2029
rund 270Millionen Franken ein-
sparen. Der Verkauf der Radio-
sender bringe aber lediglich Ein-
sparungen im tiefen einstelligen
Millionenbereich.Es gehe darum,
den Service public zukunftsfähig
zumachen, so SRG-Medienspre-
cherin Gianna Blum.

ImRahmenderNo-Billag-Ini-
tiative kam 2018 schon der Vor-
schlag, dieMusiksender abzuge-
ben. Der jetzige Verkaufsprozess
stehe jedoch in keinem Zusam-
menhang mit der Halbierungs-
initiative, erklärt Blumdazu. (red)

SRG stellt
drei Musiksender
zumVerkauf
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Simon Schmid

2500 Franken: So hoch wäre
der jährliche Einkommensver-
lust pro Kopf,wenn die bilatera-
len Verträge mit der EU wegfal-
lenwürden. Zu diesem Ergebnis
kamdas Berner Forschungsbüro
Ecoplan in einer Studie vom
Juni. Der Bund hatte die Un-
tersuchung in Auftrag gegeben
und zeitgleich mit dem Start
derVernehmlassung zumneuen
EU-Vertragspaket veröffentlicht.

Nun legt mit BAK Economics
einweiteres Institut eine Berech-
nung vor. Bestellt wurde diese
von Economiesuisse, mit iden-
tischer Fragestellung: Welche
Auswirkungen hätte ein Wegfall
derBilateralen überdie nächsten
zwanzig Jahre? Das Basler Büro
kommtdabei auf grössere Zahlen.
Der BIP-pro-Kopf-Verlust würde
sich auf 5200FrankenproPerson
belaufen.

Die Beträge sind nicht ganz
vergleichbar, weil mit dem Ein-
kommen und dem BIP pro Kopf
zwei unterschiedliche Grössen
ausgewiesen werden. Sie geben
aber beide an, um wie viel tiefer
derWohlstand im Jahr 2045 aus-
fallen würde, falls die Bilatera-
len I demnächst gekündigt wür-
den. Vergleichsbasis bildet ein
Referenzszenario, in demdieAb-
kommen bestehen bleiben.

Analoge Berechnungen hatte
BAK Economics schon 2015 und
2020 erstellt. Auch Ecoplan hat-
te bereits 2015 dieselben Szena-
rien durchgerechnet.Die damali-
genStudienwarenTeil einerwirt-
schaftlichenAuslegeordnung zur
EU, die das Staatssekretariat für
Wirtschaft nachderAnnahmeder
Masseneinwanderungsinitiative
ein Jahr zuvor in Angriff genom-
menhatte.Beide Studienwurden
nun mit nahezu unveränderter
Methodik aufdatiert.

Wie sich die Ergebnisse
verändert haben
Die Ergebnisse weichen von den
früheren Berechnungen nicht
massgeblich ab. Tendenziell fal-
len sie aber etwas umfangrei-
cher aus. Vor zehn Jahren bezif-
ferte Ecoplan den Rückgang des
BIP pro Kopf, den ein Wegfall
der bilateralen Verträge auslö-
sen könnte, mit 1,5 Prozent. In-
zwischen kommt das Büro auf 1,7
Prozent. Bei BAK Economics hat
sich der geschätzte Verlust pro
Kopf seit der ersten Studienversi-
onvon 3,9 auf 4,7 Prozent erhöht.

Laut den Autoren von BAK
Economics fallen die Zahlen im
Vergleich zum letztmaligenUpda-
te derStudie im Jahr2020grösser
aus, weil die wirtschaftliche Ver-
flechtung mit der EU seither zu-
genommen hat.Wegen des tech-
nologischen Wandels habe sich
auchderWert der internationalen
Arbeitsteilung erhöht, speziell in
forschungs- und investitionsin-
tensivenBereichen.Zudemmisst
das Büro heute den Produktivi-
tätseffekten, die von der Zuwan-
derungHochqualifizierter ausge-
hen, eine höhere Bedeutung bei.

BAK Economics bezeichnet
dieAuswirkungen einesWegfalls
der Bilateralen in der neuen Stu-
die als «ausgesprochen bedeu-
tend». Die Verschlechterung des
Marktzugangs zur EU sowie der
hiesigen Standortqualitätwürde
dasWachstumspotenzial schwä-
chen. Deswegen würde laut den

Autoren auch die Arbeitslosen-
quote bis 2045 um 0,4 Prozent-
punkte zunehmen.

Wie der Schaden
zustande kommt
Die Forschungsbürosverwenden
imGrundsatz ähnlicheMethoden.
Gestützt auf bestehende Studien
versuchen sie zunächst,die Effek-
te inTeilbereichen derWirtschaft
zu quantifizieren. Fiele etwa das
AbkommenüberdenAbbau tech-
nischerHandelshemmnisseweg,
so müssten manche Firmen ihre
Produkte doppelt zertifizieren –
in derSchweiz und in derEU.Das
könnte deren Produktionskos-
ten um0,5 bis 1 Prozent erhöhen.

Mithilfe von makroökonomi-
schenModellen, die aus Dutzen-
den von Gleichungen und Hun-
derten von Variablen bestehen,
schätzen die Büros sodann, wie
sich solche Veränderungen in
der Gesamtwirtschaft auswir-
ken. Fürdiese Schätzungenmuss
man etwawissen,welchenAnteil
die betreffenden Firmen an der
Wirtschaft haben.Undmanmuss
simulieren, wie Konsum, Inves-
titionen undHandel auf die Ver-
änderungen reagieren.

Diese Modelle sind bei BAK
Economics und bei Ecoplan un-
terschiedlich aufgebaut.Undauch
bei den sonstigen Annahmen –
etwa zum Wachstum der Wirt-
schaft und der Bevölkerung im
Vergleichsszenario – gibt es Un-
terschiede.Dennoch schätzendie
Büros das Zusammenspiel der
Abkommen im grossen Ganzen
ähnlich ein. Den grössten Effekt
hat demnach die Personenfrei-
zügigkeit: Ihr Wegfall trägt bei
BAKEconomics knapp die Hälfte
zumVerlust auf Stufe des Brutto-
inlandprodukts bei, und bei Eco-
planmacht ersogardeutlichmehr
als die Hälfte des Verlustes aus.

Die anderen Abkommen sind
für sich alleine betrachtet weni-
ger bedeutsam. Aber immerhin:
Gemäss den Schätzungen von
BAK Economics würden auch
einWegfall derAbkommen über

technische Handelshemmnisse
und über den Luftverkehr sowie
ein Ende der Forschungszusam-
menarbeit mit der EU das Brut-
toinlandprodukt in der Schweiz
spürbar verringern.

Wieman die Resultate
interpretierenmuss
Die Autoren von BAK Economics
betonen allerdings, dass derNut-
zendesGesamtpakets die Summe
der einzelnen Abkommen über-
steigt. In ihrer Studie tragen sie
dem mit der Modellierung ei-
nes «systemischenEffekts»Rech-
nung.Dieserberücksichtigt, dass
die Schweiz als Standort attrakti-
vergeworden ist, seit die bilatera-
lenVerträgemit derEUbestehen,
was sich seit deren Inkrafttreten
im Jahr 2002 in höheren Investi-
tionen manifestiert hat.

Der «systemische Effekt» fin-
det sich inderStudievonEcoplan
nicht – was mit erklären dürfte,
warumdasBüroausBerndenGe-
samtnutzen des Pakets geringer
einschätzt als sein Pendant aus
Basel.WasaberdiegenauenGrün-
dedafürsind,dass sichdieErgeb-
nisse umden Faktor zwei bis drei
unterscheiden, lässt sich imDetail
nur schwer eruieren. Beide Büros
räumen denn auch ein, dass ihre
SchätzungenmitUnsicherheit be-
haftet und nicht als exakte Prog-
nosen aufzufassen seien.

Hinsichtlich dergenerellen In-
terpretation herrscht aberEinig-
keit. Die ausgewiesenen Zahlen
stellen die Langzeitfolgen dar, die
sich bei einer plötzlichen Kün-
digung der bilateralen Verträge
einstellen könnten. Sie umreis-
sen somit in gewisserWeise auch
denWorst Case, der sich einstel-
len könnte, wenn die Schweiz
das neue EU-Vertragspaket –
die Bilateralen III – nicht unter-
zeichnet. In diesem Fall könnten
die Bilateralen I tatsächlich nach
undnachhinfälligwerden, sofern
die Schweiz nicht in nützlicher
Frist ein alternatives Arrange-
ment aushandelt, das einen Teil
der Verträge ersetzt.

Schweiz ginge es ohne Bilaterale schlechter
Studie zum EU-Marktzugang Das Büro BAK Economics hat eine neue Untersuchung zumWert der Verträge
mit der Europäischen Union erstellt. Sie kommt beimWegfall der Bilateralen auf höhere Zahlen als zuvor.

Die bilateralen Verträge machen den Schweizer Wirtschaftsstandort für Investitionen attraktiv. Foto: Getty Images

DerWert der Schweizer Ausfuh-
ren durch Schweizer Firmen in
die USA ist imAugust gegenüber
dem Juli von 3,85 auf 2,65 Milli-
arden Franken zurückgegangen.
Das ist einMinus von 31 Prozent.
Bereinigt um saisonale Faktoren,
betrug das Minus 22 Prozent.
Hauptgrund dafür ist US-Prä-
sident Donald Trumps Zoll von
39 Prozent auf einen Grossteil
derUS-Importe aus der Schweiz.
Er gilt seit dem 7. August.

Akzeptiert Trump nicht bis
Ende dieses Monats einen Deal
mit der Schweiz und senkt den
Zoll wieder, ist der September
der erste Monat, in dem der Zoll
von 39 Prozent den ganzen Mo-
nat über gilt. Es ist denkbar, dass
die Exporte aus der Schweiz dar-
um gegenüber demAugust noch
einmal sinken.

Absolut am stärksten treffen
die neuen Bedingungen die so-
wieso schonkriselndenBranchen
der Uhren- und der Maschinen-
industrie, wie gestern vom Bund
publizierte Zahlen zeigen. ImBe-
reich «Uhren, Präzisionsinstru-
mente und Bijouterie» gingen
die Exporte imAugust gegenüber
dem Juli um 530Millionen Fran-

kenoder50Prozent zurück. Inder
Kategorie «Maschinen, Appara-
te und Elektronik» zeigt die Zoll-
statistik einMinusvon 140Millio
nen oder 39 Prozent.

Auch die Exporte der che-
misch-pharmazeutischen Indus-
trie gingendeutlich zurück,näm-
lich um 19 Prozent auf 1,68 Mil-
liarden Franken. Das jedoch ist
nicht primär mit der Zollsitua
tion zu erklären, da dieseWaren-
art bislang von Zöllen befreit ist.
Stattdessenverlagerndie Schwei-
zerPharmamultis RocheundNo-
vartis einen grossen Teil ihrer
Produktion für den nordameri-
kanischen Markt in die USA,was
die Exporte aus der Schweiz he-
raus schmälert. Ausserdem sind
Schwankungen indieserGrössen-
ordnung in der Pharma normal.

ImMärz wurden Exporte
auf Vorrat getätigt
Im März hatten die Schweizer
Pharmafirmenmit 8,3Milliarden
Franken einVielfaches ihres nor-
malen monatlichen Volumens in
die USA exportiert und die dor-
tigen Lager gefüllt. Sie taten das
in Antizipation eines möglichen
Zolls auf ihre Produkte ab April.
Diesen führteTrump jedochnicht
ein. Seitdem haben sich die Ex-
portederBrancheauf einemdeut-
lich tieferenNiveau eingependelt.

Der Verband der Schweizeri-
schen Uhrenindustrie teilte ges-
tern mit, er habe nach den star-
ken Ausfuhren im April und Juli
einen Rückgang erwartet. Da-
bei sind die USA nicht der einzi-
ge Problemfall für die Branche.
Auch die Ausfuhren nach Chi-
na nahmen um 35,6 Prozent auf
115,3 Millionen Franken ab.

Konrad Staehelin

Schweizer Exporte
in die USA
brechen ein
Minus 31 Prozent Der seit
August geltende US-Zoll
trifft die Maschinen- und
die Uhrenindustrie hart.

Im August gingen
die Exporte bei
der Uhrenindustrie
sogar um
50 Prozent zurück.

Wie viel die einzelnen Abkommen zum Wirtschaftsverlust
beitragen

Wegfall der Bilateralen: Beitrag einzelner Verträge zum Rückgang des
BIP im Jahr 2045
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Wie verschiedene Studien den Wert der bilateralen Verträge
einschätzen

Auswirkungen eines Wegfalls der Bilateralen I auf das BIP pro Kopf
20 Jahre später

BAK (2015)

BAK (2020)

BAK (2025)

Ecoplan (2015)

Ecoplan (2025)

−3,9%

−4,4%

−4,7%

−1,5%

−1,7%

Lesebeispiel: Die BAK-Studie von 2015 kommt zum Ergebnis, dass
das BIP pro Kopf im Jahr 2035 bei einem Wegfall der Bilateralen I um
3,9 Prozent tiefer ausfällt.
Grafik: ssc / Quelle: BAK Economics, Ecoplan


